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Polykratie der Völkerrechtler. Carl Schmitt, Victor Bruns und das 

KWI für Völkerrecht 
Reinhard Mehring 

 

Berlin unter dem Zeichen des Nationalsozialismus, 19371 

Am 2. November 1933 schreibt der Vorsitzende des Kuratoriums „an die Herren Mitglieder des 

Instituts für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht e. V.“: 

„Der Direktor des Instituts für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht e. V., 

Herr Geheimer Justizrat Professor Dr. Bruns hat beantragt, den zum ordentlichen 

Professor an der Juristischen Fakultät der Universität Berlin ernannten 

Herrn Staatsrat Professor Dr. Carl Schmitt zum wissenschaftlichen Berater des 

Instituts zu wählen. Der Herr Institutsdirektor hat zur Begründung seines Antrages noch 

folgendes angeführt: 

                                                 

1 Foto: Creative Commons. 
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‚Die Stellung, die Herr Professor Dr. Carl Schmitt in der Wissenschaft seines Faches 

einnimmt, macht eine Begründung dieses Antrags überflüssig. Ich möchte lediglich 

darauf hinweisen, welche große Bedeutung der Gewinn dieses Gelehrten für die Arbeit 

des Instituts zukommt [sic!], der in hervorragendem Maße an der Vorbereitung neuer 

Gesetze2 beteiligt ist. Es ist zu erwarten, daß durch seine Person die Arbeit des Instituts 

auf staatsrechtlichem Gebiet in den unmittelbaren Dienst praktischer Staatsaufgaben 

gestellt werden wird. Es entspricht dies den Zielen und Aufgaben, die sich das Institut 

von seiner Gründung an gesetzt hat, und die es seither besonders auf dem Gebiete des 

Völkerrechts zu verwirklichen berufen war.‘ 

Ich stelle diesen Antrag gemäß § 5 der Satzungen des Instituts zur Abstimmung. 

Sollte ich bis zum 15. d. Mts. mit einer Antwort nicht beehrt sein, so nehme ich an, daß 

die Herren Kuratoriumsmitglieder mit dem Vorschlag einverstanden sind.“ 

Carl Schmitt hatte am 8. September seine Annahme des Rufes nach Berlin erklärt und Victor 

Bruns wenige Tage später, am 18. September, „sehr freundlich“3 im Hotelzimmer getroffen. 

Vielleicht besprachen sie damals seine Anbindung als „Berater“ am Institut. Am 5. November, 

also wenige Tage nach dem Schreiben des Kuratoriumsvorsitzenden, notiert Schmitt nach einer 

„Sitzung der Akademie für Deutsches Recht“ dann ein Treffen mit Bruns und Richard Bilfinger 

im Fürstenhof. Auf der Sitzung hielt Bruns einen Vortrag über „Deutschlands 

Gleichberechtigung als Rechtsproblem“.4 In seiner völkerrechtlichen Programmschrift 

„Nationalsozialismus und Völkerrecht“ schreibt Schmitt zum Vortrag: „Unser Anspruch auf 

Gleichberechtigung ist kürzlich noch von Victor Bruns in einer geradezu klassischen Weise 

nach seinen verschiedenen juristischen Stellen hin dargelegt worden.“5 Nur sehr selten zitierte 

er Publikationen von Bruns. Die positive Erwähnung einer ausgewogenen juristischen Analyse 

ist auch etwas vergiftet; in anderen Zusammenhängen hätte Schmitt vielleicht abschätziger von 

liberalem, diplomatisch zurückhaltendem Positivismus gesprochen. Ende 1933, als Schmitt 

gerade in Berlin in seiner neuen Rolle als „Kronjurist“ ankommt, scheint der Kontakt mit Bruns 

jedenfalls besonders intensiv und positiv zu sein. Kehren wir hier zum Schreiben des 

Kuratoriumsvorsitzenden zurück, so verwundert es im November 1933 geradezu, dass noch 

satzungsgemäß gewählt wurde, wurde die Universitätsverfassung doch gerade auf das 

„Führerprinzip“ umgestellt. Die Wahl ist auch förmlich fragwürdig, da nur eine Frist zum 

Einspruch gestellt ist, für einen Antrag, der seine Begründung für „überflüssig“ erklärt und 

selbstverständlich von Zustimmung ausgeht. Waren alle Mitglieder des Instituts wahlberechtigt 

                                                 

2 Vor allem: Carl Schmitt, Das Reichsstatthaltergesetz, Berlin: Carl Heymanns Verlag 1934. 
3 Wolfgang Schuller (Hrsg.), Carl Schmitt Tagebücher 1930 bis 1934, Berlin: Akademie Verlag 2010, 303. 
4 Victor Bruns, Deutschlands Gleichberechtigung als Rechtsproblem, Berlin: Carl Heymanns Verlag 1933. 
5 Carl Schmitt, Nationalsozialismus und Völkerrecht, in: Günter Maschke (Hrsg.), Carl Schmitt Frieden oder 

Pazifismus? Arbeiten zum Völkerrecht und zur internationalen Politik 1924-1978, Berlin: Duncker & Humblot 

2005, 391-423, 393. 
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oder nur die Kuratoriumsmitglieder, wie es anklingt? Wurde ein Abstimmungsergebnis 

festgestellt? Was versprach sich Bruns damals eigentlich von der Ersetzung Erich Kaufmanns 

durch Schmitt? Erwartete er eine Intensivierung des rechtspolitischen Einflusses auf das 

„staatsrechtliche Gebiet“? Ging es um eine Loyalitätsgeste oder suchte er das Institut darüber 

hinaus auch durch den „Staatsrat“ abzusichern und vor Übergriffen zu schützen? 

Der „Kronjurist“ am KWI. Eine strategische Wahl? 

In den Archiven des MPI finden sich nur wenige Quellen zu Schmitts Beraterfunktion. Schmitt 

war im Herbst 1933 mit dezidiert „staatspolitischem“ Auftrag aus Köln an die Berliner 

Universität gewechselt und stand im Zenit seiner nationalsozialistischen Karriere. Er war von 

Hermann Göring zum Preußischen Staatsrat ernannt worden und kooperierte sein einigen 

Monaten eng mit dem „Reichskommissar“ und „Reichsrechtführer“ Hans Frank. Auf dem von 

Adolf Hitler höchstpersönlich eröffneten Deutschen Juristentag, eigentlich der 4. Reichstagung 

des Bundes Nationalsozialistischer Deutscher Juristen (BNSDJ), hatte er gerade am 3. Oktober 

eine programmatische Rede zum „Neubau des Staats- und Verwaltungsrechts“6 gehalten, die 

„Führertum und Artgleichheit als Grundbegriffe des nationalsozialistischen Rechts“ exponierte 

und die Institution des neuen Staatsrats als „erste anschauliche und vorbildliche Gestalt“ zur 

„Errichtung eines Führerrats“ empfahl, auf den der Ehrgeiz des „Kronjuristen“ damals wohl 

aspirierte.7  

Schmitt setzte auf einen durchgreifenden Umbau des „totalen Staates“ zum personalistisch 

integrierten, mehr oder weniger „charismatischen“ „Führerstaat“. Es entspricht seinen 

Überlegungen, wenn Bruns in seinem leicht verblümten Oktroy schreibt, dass durch dessen 

„Person die Arbeit des Instituts auf staatsrechtlichem Gebiet in den unmittelbaren Dienst 

praktischer Staatsaufgaben gestellt“ werde. Wenn Bruns mit spitzer Feder sorgfältig 

formulierte, klingt eine Unterscheidung zwischen dem wissenschaftlichen Institut und 

politischen Anwendern an, die als Personen selbstständig agieren und nur als „Berater“ 

angebunden sind. Was Schmitt für sein Honorar genauer tat, ist noch nicht erforscht und teils 

wohl auch nicht schriftlich fixiert. Seine institutionelle Einbindung blieb aber auch in den 

nächsten Jahren relativ schwach. Zwar hatte er Erich Kaufmann, mit dem er seit gemeinsamen 

Bonner Tagen herzlich verfeindet war, mit schärfster antisemitischer Denunziation aus der 

Universität vertrieben und dessen Rolle im KWI-Institut übernommen - er wurde auch 

Mitherausgeber der institutseigenen Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und 

Völkerrecht (ZaöRV) -, gehörte aber wohl niemals zum engsten und innersten Kreis der Berater 

und Mitarbeiter von Bruns. Zwar arbeitete er in den nächsten Jahren ab und an in der 

                                                 

6 Carl Schmitt, Der Neubau des Staats- und Verwaltungsrechts, in: Carl Schmitt, Gesammelte Schriften 1933-

1936, Berlin: Duncker & Humblot 2021, 57-69. 
7 Carl Schmitt, Staat, Bewegung, Volk. Die Dreigliederung der politischen Einheit, in: Schmitt (Fn. 6), 76- 115, 

105-106. 
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Institutsbibliothek, die im Stadtschloss, der Universität benachbart, prächtig residierte, und 

suchte dort wohl auch das gelegentliche Gespräch, insbesondere mit Heinrich Triepel, zu 

dessen Hegemonie Schmitt sich in einer eingehenden Besprechung kritisch positionierte;8 das 

KWI wurde aber wohl niemals zur bevorzugten Bühne seiner nationalsozialistischen 

Gleichschaltungsaktivitäten.   

So extensiv und intensiv die internationale Schmitt-Forschung auch ist, fehlen ihr gerade für 

die Zeit nach dem 30. Juni 1934 doch die Quellen zur genauen Beschreibung von Schmitts 

vielfältigem rechtspolitischen Wirken. Als einfacher Zugang muss hier deshalb die 

Selbstbeschreibung in Nürnberger Untersuchungshaft von 1947 genügen, auch wenn sie 

offenbar apologetisch geschönt ist.9 Der Ankläger Robert Kempner wünschte eine schriftliche 

Stellungnahme zur Frage, ob Schmitt die „theoretische Untermauerung der Hitlerschen 

Grossraumpolitik gefördert“ habe. Schmitt verneinte dies ausführlich. Hierbei kam er auch auf 

seine Rolle am KWI und sein Verhältnis zu Victor Bruns zu sprechen: 

„Ich bin seit 1936 von Niemand, weder von einer Stelle noch von einer Person, weder 

amtlich noch privat um ein Gutachten10 gebeten worden und habe auch kein solches 

Gutachten gemacht, weder für das Auswärtige Amt noch für eine Partei-Stelle noch für 

die Wehrmacht, die Wirtschaft oder die Industrie. Ich habe auch keinen Rat erteilt, der 

irgendwie auch nur entfernt mit Hitlers Eroberungs- oder Besatzungspolitik in 

Zusammenhang stände. […] Ich habe, wie viele andere Rechtslehrer, an mehreren 

Sitzungen des von Prof. Bruns geleiteten Ausschusses für Völkerrecht der Akademie für 

Deutsches Recht teilgenommen,11 habe mich aber dort, auch in Diskussionen, ganz 

zurückgehalten und nicht den geringsten Einfluss gehabt und gesucht. […] Ich habe 

während des Krieges kein Amt und keine Stellung übernommen, weder als 

Kriegsgerichtsrat, noch als Kriegsverwaltungsrat im besetzten Gebiet, noch als 

Mitglied eines Prisenhofes oder irgend etwas Ähnliches. Es ist mir auch keine solche 

Stellung angeboten worden, noch habe ich mich darum bemüht. Ich bin nicht einmal 

Nachfolger von Prof. Bruns in der Leitung des Instituts für ausländisches öffentliches 

                                                 

8 Dazu: Carl Schmitt, Führung und Hegemonie, in: Günter Maschke (Hrsg.): Carl Schmitt Staat, Großraum, 

Nomos. Arbeiten aus den Jahren 1916-1969, Berlin: Duncker & Humblot 1995, 225-231. 
9 Carl Schmitt, Stellungnahme I: Untermauerung der Hitlerschen Großraumpolitik; Stellungnahme II: Teilnehmer 

des Delikts „Angriffskrieg“? in: Helmut Quaritsch (Hrsg.), Carl Schmitt Antworten in Nürnberg, Berlin: Duncker 

& Humblot 2000, 68-90. 
10 1936 war Schmitt gescheitert mit: Carl Schmitt, Stellungnahme der Wissenschaftlichen Abteilung des National-

Sozialistischen Rechtswahrerbundes zu dem von der amtlichen Strafprozesskommission des 

Reichsjustizministeriums aufgestellten Entwurf einer Strafverfahrensordnung, in: Schmitt (Fn. 6), 431-481. 
11 So hielt er am 30. März 1935 ein Referat über das „Problem der gegenseitigen Hilfeleistung der Staaten“ in der 

3. Vollsitzung des Ausschusses für Völkerrecht. Am 6. Mai 1938 stellte er in der 2. Sitzung der Völkerrechtlichen 

Gruppe seinen Bericht über „Die Wendung zum diskriminierenden Kriegsbegriff“ vor. Die Protokolle der 

Akademie verzeichnen noch die Teilnahme und einen Redebeitrag zu Vorträgen von Arnold Toynbee (28. Februar 

1936 und Sommer 1937). 
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Recht und Völkerrecht (Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft) geworden, als Prof. Bruns im 

September 1943 gestorben war. […] Ich habe kein Institut gehabt, bin niemals Rektor 

oder Dekan geworden“. 

Bei den zahlreichen Fehlanzeigen, die er strategisch verzeichnet, verwundert die ihrerseits fast 

verwunderte Formulierung, er sei „nicht einmal“ Nachfolger von Bruns geworden. War das 

Amt so unbedeutend? Konnte Schmitt Ende 1943 noch Ansprüche machen, wenn er „seit 1936“ 

wirklich so ohnmächtig war, wie er glauben machen möchte? 

Schmitt und sein Verhältnis zu Victor Bruns und Carl Bilfinger 

Im Mai 1941 äußerte Schmitt sich Rudolf Smend gegenüber über eine der Völkerrechts-

Ausschusssitzungen; er nannte diesen „Auftrieb“ eine der „Erniedrigungen der reinen 

Wissenschaft“ und führte aus:  

„Zu sehen, wie Professoren sich hochgeehrt fühlen, wenn sie jüngeren Referenten oder 

auch alten aus dem Ministerium lauschen dürfen, ist sehr traurig. Wenn dann noch eine 

von Bruns geleitete ‚Diskussion‘ eintritt, in der Herr Thoma, Herr Bilfinger und ein 

ebenso alter Herr von Düngern [sic!] bahnbrechende Konstruktionen – unter 

Dankesbezeugungen, daß ihnen eine so auszeichnende Erlaubnis zuteil wurde – an die 

Adresse seiner hohen Behörden vortragen, dann sehnt man sich nach der Mansarde.“12  

Dass Schmitt sich 1941 so despektierlich über Richard Thoma, Bruns und Bilfinger äußerte, ist 

einigermaßen überraschend. Schmitt bezieht sich auf eine Sitzung vom 2. Mai 1941 zum 

Tagungspunkt „Landkriegsordnung“. Conrad Roediger trug über das „kodifizierte Landrecht 

im gegenwärtigen Krieg“ vor. Richard Thoma sprach dazu in einem längeren Statement über 

die Geltung des Völkerrechts im Generalgouvernement, also im Machtbereich Hans Franks. 

Thoma fragte danach, wie man „eine Übereinstimmung des Vorgehens der deutschen 

Regierung in diesem völlig überwundenen Gebiet mit dem Völkerrecht durchführen kann“.13 

Er meinte, es ließe ich nicht mit der occupatio bellica argumentieren, sondern nur mit der 

offenen Erklärung, dass die „Besetzung mit der intentio der völligen Zerstörung des besiegten 

Feindes“ erfolgt. Thoma mahnte also das Völkerrecht und eine offene Erklärung des 

nationalsozialistischen Extremismus an. Otto von Dungern widersprach umgehend im 

nationalsozialistischen Sinn, Bruns beendete als Vorsitzender dann sofort die Diskussion. Eine 

Stellungnahme Schmitts, des Autors der „Wendung zum diskriminierenden Kriegsbegriff“, ist 

nicht verzeichnet. Sein Brief an Smend setzt Thoma also herab, indem er ihn mit von Dungern 

assoziiert, obgleich, oder eben weil, Thoma die konträre Position vertrat und an das Völkerrecht 

                                                 

12 Reinhard Mehring (Hrsg.), „Auf der gefahrenvollen Straße des öffentlichen Rechts“ Briefwechsel Carl Schmitt 

 – Rudolf Smend 1921-1961, 2. überarb. Aufl., Berlin: Duncker & Humblot 2012, 103f. 
13 Werner Schubert (Hrsg.), Akademie für Deutsches Recht. Ausschüsse für Völkerrecht und für 

Nationalitätenrecht (1934-1943), Frankfurt:  Peter Lang Verlag 2002, 164. 
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im Generalgouvernement erinnerte. Schmitts Polemik lässt zweifeln, dass er einen 

„klassischen“ Kriegsbegriff vertrat. Er tabuisierte die offene Rede über die Kriegsverbrechen 

in Franks Generalgouvernement. Dass er Smend gegenüber brieflich gegen Thoma 

polemisierte, verwundert bei seiner politischen Differenz zu Smend nicht. Eher überraschen die 

negativen Bemerkungen zu Bilfinger und Bruns.  

Zuvor hatte er mit allen Dreien vergleichsweise freundliche Beziehungen gepflegt. Bilfinger 

muss sogar als einer seiner engsten Weggefährten und Mitstreiter bezeichnet werden, politisch 

deutlich näherstehend als Smend, der, ebenso wie Triepel, schon 1930 zur Apologie des 

Präsidialsystems auf Abstand gegangen war und mit dem Schmitt seitdem in alter 

Verbundenheit mehr diplomatische Beziehungen unterhielt. Mit Bilfinger pflegte Schmitt seit 

1924 freundschaftliche und auch familiäre Beziehungen. Schon vor ihrer engen 

Zusammenarbeit als Prozessvertreter in der Rechtssache Preußen contra Reich vor dem 

Leipziger Staatsgerichtshof übernachteten beide in Halle und Berlin häufig wechselseitig im 

Hause. Da Bilfinger mit Bruns verwandt und befreundet war, erstreckte sich der Umgang vor 

1933 auch auf Bruns. Man begegnete sich bei diversen Gelegenheiten und unternahm auch 

kleinere Touren zusammen in Bruns Horch-Limousine in die Umgebung. Auch wenn nur 

wenige Briefe von Bruns im Nachlass Schmitts erhalten sind, belegen die erhaltenen 

Tagebücher doch eindeutig, dass beide sich näher kannten. Bruns war kein NSDAP-Mitglied 

und dachte politisch wohl deutlich gemäßigter als sein Vetter Bilfinger. Schmitts Tagebuch 

verzeichnet gerade für die Jahre 1933/34 zahlreiche Begegnungen und positive Erwähnungen 

in fachlichen Zusammenhängen, an die sich private Geselligkeit anschloss. So hörte Bruns am 

24. Januar 1934 Schmitts Vortrag über „Heerwesen und staatliche Gesamtstruktur“, die 

Exposition der verfassungsgeschichtlichen Programmschrift „Staatsgefüge und 

Zusammenbruch des zweiten Reiches“; Schmitt hörte am 4. Juli 1934 im Gegenzug Bruns‘ 

Vortrag über „Völkerrecht und Politik“.14 

Mit Bilfinger stand Schmitt nach 1933 weiter in enger Beziehung. Dieser optierte nicht weniger 

entschlossen als Schmitt für den Nationalsozialismus. Auch wenn sich ab etwa 1934 eine 

gewisse Ermüdung in der Beziehung beobachten oder vermuten lässt, blieb sie doch nach 1933 

– und auch nach 1945 noch – relativ eng und freundschaftlich. So übernahm Bilfinger Schmitts 

alten Bonner Schüler Karl Lohmann als Mitarbeiter und ermöglichte ihm in Heidelberg die 

Habilitation. Für die Entwicklung der Beziehung zu Bruns nach 1934 fehlen aussagekräftige 

Quellen. Zwar ist nicht von engen freundschaftlichen Kontakten auszugehen, doch gibt es keine 

Anzeichen für ein Zerwürfnis. So verwundern die negativen Äußerungen von 1941 wie 1947; 

Loyalität war aber gewiss nicht Schmitts Stärke. 

                                                 

14 Schmitt (Fn. 5), 392; dazu: Schuller (Fn.3), 349; vgl. dazu: Victor Bruns, Völkerrecht und Politik, Berlin: Junker 

und Dünnhaupt 1934. 
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Das KWI aus Schmitts Sicht 

In seiner Stellungnahme gegenüber Kempner 1947 geht Schmitt auch auf die Arbeit des KWI 

im Dritten Reich, insbesondere auf die ZaöRV ein, deren Mitherausgeber er war. In seinen 

weiteren Ausführungen ging er seine Zeitschriftenbeiträge einzeln durch und betonte jeweils 

die „wissenschaftliche“ Zielführung und Selbständigkeit seiner Äußerungen. Zum KWI meinte 

er hier: 

„Die bedeutendste rechtswissenschaftliche Zeitschrift, die in diesen Jahren (1939-

1945) völkerrechtliche Fragen vom deutschen Standpunkt aus behandelte, war die 

‚Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht‘, herausgegeben von 

Prof. Victor Bruns, dem Direktor des ‚Instituts für ausländisches öffentliches Recht und 

Völkerrecht‘ der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft. Bruns, der auch den Völkerrechts-

Ausschuss der Akademie für Deutsches Recht leitete, war ein Völkerrechtler von 

internationalem Ansehen und grosser persönlicher Vornehmheit. Als er im Herbst 1943 

starb, hat ihm das ‚American Journal of International Law‘ einen respektvollen Nachruf 

gewidmet. Einer der Mitherausgeber der Zeitschrift war Graf Stauffenberg, ein Bruder, 

Mitarbeiter und Schicksalsgenosse des Grafen Stauffenberg, der das Attentat auf Hitler 

am 20. Juli 1944 unternommen hat. Mein Name stand neben dem Namen von 

Heinrich Triepel auf der Zeitschrift als „unter Mitwirkung von“ Triepel und mir 

herausgegeben. Ich habe jedoch seit 1936 keinen Einfluss mehr auf die Zeitschrift 

genommen und auch keinen Aufsatz mehr veröffentlicht. Die Zeitschrift hat im übrigen 

wertvolle Aufsätze gebracht und gutes Material veröffentlicht, das sie von amtlichen 

deutschen Stellen erhielt. Wie sich ihre Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen Amt und 

anderen Behörden abspielte, weiss ich nicht. Ich habe mich nicht darum gekümmert und 

Prof. Bruns hätte mich in dieses, von ihm streng gehütete Arcanum seiner Zeitschrift 

wohl auch keinen Einblick tun lassen.“15  

Die Ausführungen sind voller Ambivalenzen. Einerseits lobt Schmitt und andererseits setzt er 

doch leise herab. So zitiert er den Stauffenberg-Mythos herbei und betont andererseits doch die 

„advokatorische“ Rolle des Instituts. In der Zeitschrift des Instituts publizierte er damals 

immerhin eine Selbstanzeige16 seiner Besprechungsabhandlung „Die Wendung zum 

diskriminierenden Kriegsbegriff“. Dass er keinen großen Aufsatz veröffentlichte, sondern 

andere NS-Organe präferierte, widerspricht eigentlich dem Zweck seiner Ausführungen. In 

seiner Stellungnahme von 1947 nennt Schmitt diverse Akteure, Wirkungskreise und 

Konkurrenzen. 

                                                 

15 Schmitt (Fn. 9), 73f. 
16 Carl Schmitt, Die Wendung zum diskriminierenden Kriegsbegriff (Selbstanzeige), ZaöRV 8 (1938), 588-590. 
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Wo Schmitt genau in den diversen Fragen zwischen Göring, Frank und Joseph Goebbels, Otto 

Koellreutter, Reinhard Höhn und Werner Best, Triepel, Bruns und Bilfinger stand, ist bei dem 

wendigen und enigmatischen Autoren schwer zu sagen. Gerade im Völkerrecht suchte er als 

Anwalt der „legalen Revolution“ und „Bewegung“ institutionelle Alternativen zum Staat des 

19. Jahrhunderts. Schon in der Auseinandersetzung mit Triepel kritisierte er die „dualistische 

Theorie“ strikter Unterscheidung von Völkerrecht und Landesrecht mit ihrer völkerrechtlichen 

Orientierung am Staatsbegriff. „Völkerrechtliche Großraumordnung“ propagierte dann den 

„Reichsbegriff“ als Grundbegriff eines hegemonialistischen Völkerrechtsdenkens, das Macht 

und Recht eng miteinander verknüpfte und Macht ins Recht setzte, wenn und sobald sie als 

„konkretes Ordnungsdenken“ politische Souveränität und Ordnung formierte.  

Schmitts Suche nach institutionellen Alternativen zum „bürgerlichen Rechtsstaat“ und einer 

neuen Verfassung - nach dem Oxymoron eines nationalsozialistischen „Normalzustands“ - 

implizierte auch Alternativen zum überlieferten Wissenschaftssystem und Juristentypus.17 

Schmitt bejahte Franks Gründung einer Akademie für Deutsches Recht  als eine solche 

institutionelle Alternative. Auch als Autor und Herausgeber suchte er neue publizistische 

Formen akademischer Auseinandersetzung. So begründete er die Reihe Der deutsche Staat der 

                                                 

17 Dazu etwa: Carl Schmitt, Bericht über die Fachgruppe Hochschullehrer im BNSDJ, in: Schmitt (Fn. 6), 116-

118; Carl Schmitt, Aufgabe und Notwendigkeit des deutschen Rechtsstandes, in: Schmitt (Fn. 6), 350-361; Carl 

Schmitt, Geleitwort: Der Weg des deutschen Juristen, in: Schmitt (Fn. 6), 165-173. 

Das Titelblatt der ZaöRV-Ausgaben Bd. III (1933) bis V (1934). Carl Schmitt erscheint als Mitherausgeber, Rudolf Smend und Erich 

Kaufmann wurden entfernt. 
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Gegenwart, in der programmatische Kampfschriften zur Gleichschaltung und Neuausrichtung 

der Rechtswissenschaft erschienen. Zweifellos betrachtete er das KWI und dessen Zeitschrift 

nicht als Musterfall und Inbegriff einer nationalsozialistischen Institution. Ob er deren Form 

und Wirksamkeit strategisch mit Blick auf die internationale Außenwirkung schätzte, ist schwer 

zu sagen. Als ein Nachfolger von Bruns hätte er manches gewiss verändert. In sein Tagebuch 

notierte er am 25. Oktober 1943 Ärger über Bilfingers Ernennung zum Direktor des Instituts: 

„Bilfinger soll Nachfolger von Bruns werden. Schadenfroh darüber, welch lächerliche 

Vetternwirtschaft, Schieberei über den Tod hinaus.“18 Als Bilfinger 1949 dann überraschend 

erneut Direktor des Instituts wurde,19 brach er den über 25 Jahre doch recht intensiven Kontakt 

brüsk ab. Hatte er 1943, nach dem Tod von Bruns, wirklich erwartet, Institutsdirektor zu 

werden? Eine realistische Aussicht war das wohl nicht. Wie Professoren aber so sind, wollte er 

damals vielleicht wenigstens gefragt werden. Eigentlich passte das Amt, wie er wohl wusste, 

aber nicht zu seiner Person und Rolle. Er gehörte eher zu den nationalsozialistischen 

Scharfmachern und verstand sich weniger auf überzeugende Diplomatie. Auch deshalb war er 

bald isoliert. 

                                                 

18 Diese Information danke ich Dr. Gerd Giesler. 
19 Dazu eingehend: Felix Lange, Carl Bilfingers Entnazifizierung und die Entscheidung für Heidelberg. Die 

Gründungsgeschichte des völkerrechtlichen Max-Planck-Instituts nach dem Zweiten Weltkrieg, ZaöRV 74 (2014), 

697-731.  
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